
Daß die Verfasser diese Aussagen nicht etwa nur auf 
die Teilnahme bei der Verkehrsgefährdung durch Trun
kenheit (§ 200 StGB) beschränkt, sondern auf alle 
„konkreten Gefährdungsdelikte“ angewandt wissen 
wollen, folgt aus ihrem Hinweis auf andere Tatbe
stände im neuen StGB, wie z. B. auf die §<§ 142 Abs. 1 
Ziff. 1 und 1933. Gerade die Bezugnahme auf die Ver
letzung von Bestimmungen des Gesundheits- und Ar
beitsschutzes macht aber deutlich, daß mit diesem Lö
sungsvorschlag im Grunde genommen für jedes Fahr
lässigkeitsdelikt die Möglichkeit eröffnet wird, die 
strafrechtlich relevante Teilnahme zu bejahen.
Unter den gleichen subjektiven Voraussetzungen wie 
bei der Herbeiführung einer unmittelbaren Gefahr 
(§ 193 Abs. 1 StGB) wäre also auch bei der fahrlässigen 
Verursachung eines erheblichen Gesundheitsschadens 
oder des Todes eines Menschen (§ 193 Abs. 2 StGB) 
hinsichtlich dieser Folgen eine Teilnahmeform möglich. 
Das würde aber in der Konsequenz dazu führen, daß 
Anstiftung und Beihilfe auch bei allen anderen Fahr
lässigkeitsdelikten möglich ist, so insbesondere auch 
bei der Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalls 
nach § 196 StGB, wenn dieser Tatbestand durch die 
bewußte Verletzung von Rechtspflichten im Straßenver
kehr und eine dadurch bedingte Verursachung des To
des oder einer erheblichen Gesundheitsschädigung eines 
anderen Menschen verwirklicht wird. Die auch von 
Bein/Seidel als richtig anerkannte These, daß es eine 
strafrechtlich bedeutsame Teilnahme an Fahrlässigkeits
delikten nicht geben könhe, wird hier aufgegeben. Eine 
derartige Ausdehnung der Teilnahmeformen wäre aber 
ungesetzlich. Deshalb muß diesem Lösungsweg wider
sprochen werden.
In engem Zusammenhang hiermit steht die von Bein/ - 
Seidel vorgenommene Charakterisierung der Tatbe
stände des § 200 StGB und auch des § 193 StGB als 
konkrete Gefährdungsdelikte. Da sie andererseits wie
derholt die Richtigkeit ihrer Aussage, es gebe keine 
strafrechtlich relevante Teilnahme an Fahrlässigkeits- 

..delikten, betonen, wollen sie damit offensichtlich zum 
Ausdruck bringen, daß es sich bei diesen Vergehen 
nicht um Fahrlässigkeitsdelikte handelt. Sie bleiben 
allerdings auch die Antwort schuldig, zu welcher Kate
gorie diese Delikte dann gehören sollen. So bleibt ins
besondere unklar, ob die Verfasser von der u. E. zu
treffend vorgenommenen Einschätzung S e i d e l s  ab
rücken, wonach der Gesetzgeber durch die eindeutige 
Ausgestaltung der einzelnen Tatbestände zum Ausdruck 
gebracht hat, daß die bisherige Einteilung in vorsätz
liche, fahrlässige und erfolgsqualifizierte Straftaten bei
behalten wird4. Es fehlt überdies eine Stellungnahme 
zu der Frage, welcher Kategorie solche konkreten Ge
fährdungsdelikte' dann zuzurechnen sind, wenn die 
fahrlässig herbeigeführten Folgen nicht das Ergebnis 
einer bewußten (vorsätzlichen), sondern — wie z. B. im 
Falle des § 193 StGB — einer unbewußten (fahrlässi
gen) Pflichtverletzung sind. Unseres Erachtens besteht 
kein Anlaß, die bislang unbestrittene Auffassung an
zuzweifeln, daß Handlungen, durch die unbewußt nega
tive Folgen herbeigeführt werden, zu den Fahrlässig
keitsdelikten zählen.
Bein/Seidel gehen selbst davon aus, daß das Wesen 
der Strafrechtsverletzung nach § 200 StGB durch die 
„Verknüpfung zwischen vorsätzlichem Führen eines 
Kraftfahrzeugs unter erheblicher Beeinträchtigung der 
Fahrtüchtigkeit und fahrlässigem Verursachen einer all
gemeinen Gefahr für Leben und Gesundheit von Men
schen“ gekennzeichnet ist5. Gerade diese Kombination

3 vgl. Bein/Seidel, a. a. O., Fußn. 2 auf S. 516.
4 Vgl. Seidel, „Zur Schuld bei erfolgsqualifizierten Delikten“, 
NJ 1969 S. 48 fl. (50).
5 Bein/Seidel, a. a. O., S. 517.
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charakterisiert aber den Inhalt der die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit begründenden Fahrlässigkeit, die in 
der Verknüpfung von Disziplinbruch mit dem Eintritt 
bestimmter Folgen besteht6.
Geht man aber davon aus, daß die Delikte nach den 
§§ 200, 193 StGB Fahrlässigkeitsdelikte sind, so folgt 
daraus, daß sich eine schematische Gleichsetzung die
ser Straftaten mit den erfolgsqualifizierten Delikten 
verbietet. Deshalb ist das Argument von Bein/Seidel, 
eine Teilnahme müsse bei solchen konkreten Gefähr
dungsdelikten ebenso wie bei den erfolgsqualifizierten 
Delikten möglich sein, in Wirklichkeit nicht stichhaltig. 
Die strafrechtliche Verantwortlichkeit für die Anstifter 
und Gehilfen bei den Delikten gemäß §§ 200, 193 StGB 
kann daher nicht mit solchen Argumenten begründet' 
werden; sie beruht auf anderen Erwägungen.
Zunächst einmal ist zu beachten, daß‘Folgen, für die 
im Gesetz nur die fahrlässige Herbeiführung unter 
Strafe gestellt ist, auch vorsätzlich verursacht werden 
können. Das führt jedoch nicht — wie Seidel meint — 
immer zu einem neuen sozialen und kriminellen Cha
rakter der Straftat, die deshalb nicht mehr mit dem » 
ursprünglichen Delikt auf eine Stufe gestellt werden^ 
kann7. Diese These, die zwar in einer Reihe von Fällen 
zutreffen wird, gilt jedoch nicht generell.
So wies R о e h 1 am Beispiel der Vergewaltigung zu
treffend nach, daß eine Beschränkung des schweren 
Falles gemäß § 121 Abs. 2 Ziff. 2 StGB auf die durch 
die Vergewaltigung fahrlässig verursachte schwere Kör
perverletzung zu nicht vertretbaren praktischen Konse
quenzen führen .würde. Denn das hätte im Falle der 
vorsätzlichen Verursachung einer solchen schweren Kör
perverletzung die tateinheitliche Anwendung der §§ 121 
Abs. 1, 116 Abs. 1 und 2 StGB zur Folge. Danach wäre 
die gefährlichere Tatbegehung (vorsätzliche Verursa
chung einer schweren Körperverletzung) mit einer ge
ringeren Freiheitsstrafe (zwei bis acht Jahren) zu ahn
den als die weniger gefährliche (fahrlässige Verur
sachung einer schweren Körperverletzung), für die eine 
Freiheitsstrafe von zwei bis zehn Jahren angedroht 
wird. Im Hinblick auf diese unhaltbaren Konsequen
zen kommt Roehl deshalb zutreffend zu dem Ergeb
nis, daß die im Zusammenhang mit einer Vergewalti
gung verursachte schwere Körperverletzung zwar min
destens fahrlässig herbeigeführt worden sein muß, es 
sich aber von selbst versteht, daß die vorsätzliche Her
beiführung derartig schwerer Folgen erst recht den 
schweren Fall gemäß §®121 Abs. 2 Ziff. 2 StGB be
gründet8.
Im Prinzip nicht anders verhält es sich mit § 200 StGB. 
Wenn hier die fahrlässige Verursachung einer allgemei
nen Gefahr für das Leben und die Gesundheit anderer > 
Menschen unter Strafe gestellt wird, so heißt das nicht, 
daß diese Folgen nicht auch vorsätzlich herbeigeführt 
werden können. Diese Folgen werden sogar weit mehr 
vorsätzlich verursacht, als von, den Gerichten angenom
men wird. Es ist also keineswegs, wie Bein/Seidel 
meinen, „lebens- und wirklichkeitsfremd, von einer 
praktisch kaum möglichen vorsätzlichen Verursachung 
einer solchen Gefahr ausgehen zu müssen“. Gerade 
weil „das Verschuldenselement im Hinblick auf die 
Herbeiführung einer Gefahr keine komplizierten und 
umfänglichen Anforderungen stellt“9, wäre es verfehlt 
zu meinen, vorsätzliches Handeln sei im Hinblick auf 
die Verursachung einer allgemeinen Gefahr praktisch 
nahezu ausgeschlossen.

6 Vgl. Lekschas/Loose/Renneberg, Verantwortung und Schuld 
Im neuen Strafgesetzbuch, Berlin 1964, S. 125.

7 Vgl. Seidel, a. a. O., S. 49.
8 vgl. Roehl, „System und Inhalt der Neuregelung bei Sexual
straftaten“, Forum der Kriminalistik 1968, Heft 9, S. 393 ff. (394).
9 Bein/Seidel, a. a. O., S. 517.
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